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1. Vorbemerkung 
1.1 Ökonomie und Politik im Kapitalismus 
Die ersten beiden Teile dieses Artikels erschienen in PROKLA 25 und 26 ( 1976/77) anläßlich 
der Bundestagswahl 1976. Das war vor acht Jahren. Die Begeisterung für die marxistische po-
litische Ökonomie hatte sichtlich nachgelassen, und die intellektuelle marxistische Linke 
schlitterte gerade in ihre Identitätskrise (»Krise des Marxismus«). Vorangegangen war eine 
jahrelange Staatsdiskussion, die sich auf hohem Niveau und fernab jedes konkreten Praxisbe-
zugs damit beschäftigte, die Rolle und die Notwendigkeit des bürgerlichen Staates begrifflich 
schlüssig aus der kapitalistischen Produktionsweise zu erklären (abzuleiten). Dem lag die 
Überzeugung zugrunde, daß in kapitalistischen Gesellschaften alle ökonomisch-sozialen, 
politisch-rechtlichen und ideologisch-kulturellen Erscheinungen einen einheitlichen, auf die 
Reproduktion des Kapitalismus funktional bezogenen Wirkungszusammenhang darstellten, 
und daß sich folglich ökonomische Krisen auf die gesellschaftliche Ordnung insgesamt aus-
wirkten. So war es selbstverständlich, die Existenzbedingungen der politischen Institutionen 
und Vorgänge aus der kapitalistischen Ökonomie heraus zu begründen. Dies galt auch für die 
politischen Parteien. 
Das Interesse der »Neuen Linken« an politischen Parteien war außerordentlich gering, in wis-
senschaftlicher wie in politischer Hinsicht. Schon 1967 hatte Johannes Agnoli die Parteien in 
seiner »Transformation der Demokratie« als integrale Bestandteile des politischen Herr-
schaftsprozesses im Kapitalismus dargestellt, und die außerparlamentarische Opposition der 
sechziger Jahre hielt es weithin mit der Devise von Otto Rühle: »Die Revolution ist keine 
Parteisache!«. So oder so: Parteien und Parlamente galten als Ausdruck und Mittel bürgerli-
cher Herrschaft. Als solche wurden sie erstmalig umfassend von Michael Th. Greven in der 
1977 erschienenen Studie »Parteien und politische Herrschaft« analysiert. Greven zeigte vor 
allem die Funktionalität der Organisationsform Partei für die politische Herrschaft im Kapi-
talismus auf und zog daraus den Schluß, daß eine Gefährdung der kapitalistischen Ordnung 
von den Parteien nicht zu erwarten sei, eher dagegen von den »authentischen antikapitalisti-
schen Sozialbewegungen«. 
Das Bild vom hyperstabilen und hinsichtlich seiner Integrationsfähigkeit nahezu omnipo-
tenten bundesdeutschen K~pitalismus hatte eine gewisse empirische Evidenz. So waren die 
Voraussagen marxistischer O konomen, daß mit der wachsenden Krisenhaftigkeit des Kapita-
lismus auch schärfere Formen des Klassenkampfes »auf der Tagesordnung« stünden, nicht 
eingetreten. Sozialdemokratie und Gewerkschaften wurden bereits in der Krise 1966/67 als 
»Arzt am Krankenbett des Kapitalismus« identifiziert, und an dieser Einschätzung sollte sich 
auch während der sozialliberalen Koalition wenig ändern. Im Gegenteil: Es war damals gera-
de die SPD, die die politische und juristische Repression der Linken einleitete. Die Union se-
gelte Mitte der siebziger Jahre im Aufwind der Wählergunst, bei der Bundestagswahl 1976 
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wurde sie wieder stärkste Partei im Bundestag, und die bundesrepublikanische Linke düm-
pelte konzeptions- und resonanzlos vor sich hin. 
So beschrieb Wolf-Dieter Narr im Wahljahr 1976 die Bundesrepublik im Editorial zu dem 
von ihm 1977 herausgegebenen Sammelband »Auf dem Weg zum Einparteienstaat« als »gera-
dezu ermüdend normal und stabil«. Er sprach damals vom »musterhaften Parteienstaat«, von 
der »etatistischen großen Koalition« der Bundestagsparteien und bewertete die Bundesrepu-
blik als die »Stabilitäts- und Ordnungszelle Europas«. Auch Narr sah die politischen Parteien 
als Herrschaftsagenturen des bestehenden Systems (»Systemparteien«, »Staatsparteien«, 
» Einheitspartei fdGO«) und glaubte, daß andere ( als die herrschenden) Parteien unter den ge-
gebenen Bedingungen nicht den Hauch einer Chance hätten. Dies sollte sich dreiJ ahre später 
ändern. 
Aus heutiger Sicht muß das Theorem vom systemfunktionalen Wirkungszusammenhang 
von Ökonomie, Politik und Ideologie im Kapitalismus mit Blick auf seine wissenschaftlichen 
und politischen Folgewirkungen als verhängnisvolle Sackgasse beurteilt werden. 
Politisch mag es zur Rationalisierung der eigenen Hilflosigkeit beigetragen haben, es bildete 
jedoch auch eine Barriere für die Entwicklung von politischen Alternativen. Denn wenn Po-
litik zwangsläufig der Reproduktion der bestehenden Produktionsverhältnisse dient, wenn 
Politik nur eine abhängige Variable von Ökonomie darstellt, dann muß jede Aktivität inner-
halb der bestehendep politischen Ordnung als aussichtslos erscheinen, dann bleibt letztlich 
nur der Rekurs auf die russische oder die chinesische Revolution oder auf den Guerilla-Krieg. 
Das Scheitern der revolutionären maoistischen Kaderparteien und der RAF bzw. der Revolu-
tionären Zellen und der unerwartete kometenhafte Aufstieg der sogenannten» Neuen Sozia-
len Bewegungen«, der Grünen und Alternativen in der zweiten Hälfte der siebziger Jahre be-
wies, daß sich die Theorie allzuweit von der Realität entfernt hatte. 
In wissenschaftlicher Hinsicht krankte das Theorem vom systemfunktionalen Wirkungszu-
sammenhang von Ökonomie, Politik und Ideologie vor allem daran, daß die widersprüchli-
che Einheit (Dialektik) von Ökonomie und Politik ( vgl. dazu Blanke, S. 136 ff.) nicht - oder 
wenigstens doch zu spät- erkannt und daher das wichtige Problem der Vermittlung von Öko-
nomie und Politik fast vollkommen ausgeblendet worden war.Ökonomie und Politik folgen 
in bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaften nämlich widersprüchlichen Herrschafts- und 
Strukturprinzipien: In der Ökonomie gilt das Privateigentum an Produktionsmitteln, 
herrscht das Kapital über die Lohnarbeit. In der Politik dagegen gilt die formelle rechtliche 
und politische Gleichheit. Die Ausübung der staatlichen Macht ist nicht einer Klasse vorbe-
halten, die bürgerlichen Verfassungen sehen vielmehr vor, daß die Machthaber von den freien 
und gleichen Staatsbürg~rn periodisch gewählt bzw. bestätigt werden. In dieser Widersprüch-
lichkeit beziehen sich Okonomie und Politik jedoch aufeinander. Der durch ökonomische 
Gesetzmäßigkeiten (Wertbewegung) gesteuerte Prozeß der Produktion und Verteilung be-
darf einer außerökonomischen, eben politischen Instanz, die als Garant allgemeiner Produk-
tionsvoraussetzungen Defizite des durch den Markt naturwüchsig geregelten Produktions-
und Verteilungsprozesses auf dem Wege der Umverteilung von Geld behebt (Sozialpolitik, 
Strukturpolitik, Umweltpolitik, Bildungspolitik usw.) und die als allgemeine Zwangsgewalt 
über die Einhaltung der Verkehrsregeln auf dem Wege der Rechtssetzung und Rechtssiche-
rung wacht (Blanke/]ürgens/Kastendiek, S. 414 ff.). 
Die Funktion der Politik besteht also darin, daß sie Leistungen erbringt, die die Ökonomie 
von sich aus nicht erbringen kann, derer sie aber bedarf. Daraus wurde ( und wird) der voreili-
ge Schluß gezogen, daß sich Politik notwendigerweise immer funktional auf die Ökonomie 
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bezieht, und übersehen, daß es sich hierbei nur um einen funktionalen Imperativ in Bezug auf 
das Ergebnis von Politik handeln kann. Da die Verkehrsformen in der politischen Sphäre gera-
de nicht unmittelbar der Kapitallogik unterliegen, besteht die Möglichkeit, daß das Ergebnis 
der Politik diesem funktionalen Imperativ nur bedingt entspricht oder sogar widerspricht. 
Der politische Prozeß bietet keineswegs automatisch die Gewähr dafür, daß sich seine Steu-
erungs-, Anpassungs- und Modernisierungsleistungen sowie die Resultate der Rechtssiche-
rung auch tatsächlich als gesellschaftlich nützlich im Sinne der kapitalistischen Reproduktion 
erweisen. Zwar signalisieren gesamtwirtschaftliche Indikatoren (Arbeitslosigkeit, Produkti-
vität etc.) den Erfolg staatlicher Politiken. Über deren Nützlichkeit entscheiden jedoch un-
mittelbar die Staatsbürger, und zwar auch nach höchst subjektiven Kriterien (z.B. persönliche 
Zufriedenheit, Zukunftserwartungen, Einkommen, Lebensstandard). 
Die Vermittlung von Ökonomie und Politik stellt mithin einen sehr differenzierten und wi-
dersprüchlichen, auf Anpassung zielenden Prozeß dar, dessen Ergebnis jedoch keineswegs 
von Anfang an feststeht. Wegen der prinzipiellen Bindung der Politik an die kapitalistische 
Ökonomie ist die Durchsetzung von nicht kapitalkonformen Interessen zwar außerordent-
lich erschwert, sie ist jedoch nicht grundsätzlich ausgeschlossen (zu den Handlungsgrenzen 
des Staates: Blankelfürgens/Kastendiek, S. 436 ff.). 
1.2. Zur Rolle der Parteien im Prozeß der Vermittlung von Ökonomie und Politik 
Voraussetzung für die effiziente Vermittlung von Ökonomie und Politik ist ein auf die ( staat-
liche) Zentralgewalt orientiertes System von Institutionen und Strukturen, dessen Aufgabe 
darin besteht, die Rechtsordnung zu gestalten und politische Konzepte zu formulieren und 
durchzuführen. Die letztverbindlich entscheidende Instanz, die auch über die Einhaltung der 
Beschlüsse wacht und gegebenenfalls Sanktionen verhängt, ist der Staat. 
Da das Wesen der Politik darin besteht, Recht zu setzen und Defizite der durch ökonomische 
Gesetzmäßigkeiten geregelten kapitalistischen Produktion und Verteilung zu korrigieren, 
wird der politische Prozeß einerseits von subjektiven Bedürfnissen und Interessenhinsicht-
lich der Gestaltung der Rechtsordnung und der allgemeinen Produktionsvoraussetzungen 
und andererseits von den objektiven ökonomischen Rahmenbedingungen ( finanzieller Um-
verteilungsspielraum, Krisenprophylaxe) geprägt. Das für die Vermittlung von Ökonomie 
und Politik notwendige System von Institutionen und Strukturen muß die Artikulation, Ag-
gregation und Vermittlung von sozio-ökonomischen Interessen und gesellschaftsgestalten-
den Konzeptionen gewährleisten, und der Staat steht vor der doppelten Aufgabe, gesellschaft-
lich vorhandene Bedürfnisse weitestgehend zu befriedigen und für die möglichst umfassende 
Akzeptanz seiner Tätigkeit zu sorgen (siehe dazu auch Stöss, S. 148 ff.). 
Hier setzt die allgemeine Begriffsbestimmung von politischen Parteien an: Parteien sind Or-
ganisationen, in denen sich Menschen mit gleichartigen bzw. übereinstimmenden ökono-
misch-sozialen Interessen und/ oder politischen Zielen zusammenfinden, um diese Interessen 
und Ziele in politische Praxis umzusetzen. Dazu bedarf es in der Re_gel der Macht oder eines 
Machtanteils im Staat. Parteien streben folglich zumeist danach, die Amter im Staat mit ihren 
Anhängern zu besetzen. Tragen sie tatsächlich staatliche Verantwortung, dann sind siege-
zwungen, das Ergebnis staatlicher Tätigkeit gegenüber ihren (potentiellen) Anhängern zu 
rechtfertigen. Nun gibt es verschiedene (Typen von) Parteien, die sich hinsichtlich der Sozial-
struktur ihrer Anhänger (Wähler, Mitglieder), der Organisationsform und der Ziele unter-
scheiden. Parteien können ihre Interessen und Ziele innerhalb der bestehenden politischen 
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und ökonomischen Ordnung durchsetzen, sie können aber ebensogut den Versuch unter-
nehmen, die l;,ürgerlich-kapitalistische Ordnung sowohl in der ökonomischen als auch in der 
politischen Sphäre mit dem Ziel zu bekämpfen, eine andere Ordnung zu errichten. 
Die Behauptungen, politische Parteien seien integraler Bestandteil der politischen Herrschaft 
im Kapitalismus und dienten nur der Aufrechterhaltung der bestehenden Produktionsweise, 
sind daher begrifflich falsch und durch die historische Realität auch nicht gedeckt. So gibt es ( un-
beschadet möglicher Verbote) in allen bürgerlich-kapitalistischen Gesellschaften antikapitalisti-
sche Parteien, die ihrer Zielsetzung nach auf eine sozialistische Gesellschaft hinarbeiten (was 
nun wiederum nicht heißen soll, daß die Revolution eine Parteisache ist und daß gesellschaft-
liche Veränderungen nicht auch und vielleicht sogar erfolgreicher von sozialen Bewegungen 
ausgehen können). Dies galt und gilt auch für das (west-) deutsche Parteiensystem. Der Begriff 
Partei ist qualitativer Natur, quantitative Merkmale, wie beispielsweise Größe oder Einfluß, 
spielen bei der Begriffsbildung keine Rolle. Vielmehr besteht gerade darin eine der wichtigsten 
Aufgaben historisch-soziologischer Parteienforschung, zu ermitteln, unter welchen ökonomi-
schen und politischen Rahmenbedingungen sich welche Parteien bzw. Parteitypen durchset-
zen. In bewußter Abgrenzlli'1g gegen die kapitalfunktionale Bestimmung der Partei als Aus-
druck und Mittel bürgerlicher Herrschaft verwenden wir folgende Definition: 
»Politische Parteien sind organisatorische Zusammenschlüsse von sozial und/ oder interes-
senmäßig und/ oder durch gemeinsame politische Ziele verbundenen Teilen des Volkes ( auf 
der Grundlage eines Programms) und streben danach, die Ausübung von staatlicher Macht 
bzw. ökonomischer und außerökonomischer Herrschaft in ihrem Sinne zu gestalten.« (Stöss, 
S.41ff.) 
2. Strukturprobleme des (west•) deutschen Parteiensystems 
2.1. Konsens und Konflikt 
Die Gesellschaft der Bundesrepublik ist eine Klassengesellschaft ohne offenen Klassenkampf. 
Dieser Umstand ist in logischer wie in historischer Hinsicht erklärungsbedürftig: Wie ist es 
möglich, daß der antagonistische Widerspruch zwischen Lohnarbeit und Kapital nicht zum 
politischen Kampf der Ausgebeuteten gegen die Ausbeuter, der proletarischen Partei gegen 
die Partei der Bourgeoisie führt? Wie löst die bürgerlich-kapitalistische Gesellschaft den Wi-
derspruch zwischen sozialer Ungleichheit in der ökonomischen Sphäre und formeller recht-
licher Gleichheit in der politischen Sphäre? Oder mit Blanke (S. 121 f.) gefragt: 
» Wie ist es also möglich, daß dieser Widerspruch nicht zur permanenten politischen Krise 
oder zum revolutionären Zusammenbruch des kapitalistischen Systems führt? Welche ob-
jektiven Formen der Mystifikation der auf Ungleichheit beruhenden gesellschaftlichen Ver-
hältnisse bilden sich in der 'Politik' aus, die die Aufrechterhaltung des kapitalistischen Gesell-
schaftssystems auf der Basis der Tolerierung oder auch der Zustimmung der großen Mehrheit 
möglich machen?« 
Es ist die kapitalistische Prduktionsweise selbst, die durch die Warenproduktion und das Ka-
pitalverhältnis Fetischisierungen und Mystifikationen hervorbringt, infolge derer sich die 
Menschen als gleichartige Einkommensbezieher wähnen, die miteinander um den größt-
möglichen Anteil am Wertprodukt kämpfen. Dadurch wird der Klassenantagonismus auf ei-
nen Verteilungskonflikt reduziert, der auf dem Wege der Kompromißbildung ( z.B. über die 
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Höhe der Löhne, der Steuern, der Sozialleistungen, der Subventionen) lösbar ist. Die Kom-
promißbildung erfolgt in der politischen Sphäre und setzt das Einvernehmen der Beteiligten 
über die Verfahrensgrundsätze der Kompromißbildung und über die letztinstanzliche Ent-
scheidungsbefugnis des Staates, also einen Verfassungskonsens, voraus. Die in der kapitalisti-
schen Produktionsweise selbst angelegte Möglichkeit eines derartigen Konsenses kann zur hi-
storischen Realität werden, wenn die impliziten ideologischen Integrationskräfte durch für 
alle Beteiligten subjektiv annehmbare Arbeits-, Produktions-, Verwertungs- und Lebensver-
hältnisse ergänzt werden. Ökonornische Prosperität mindert soziale Konflikte und fördert 
die Konsensbereitschaft. Die Reduktion des Antagonismus der Klassen auf den Pluralismus 
der Interessen ist mithin im Kapitalismus möglich, wenn spezifische ökonomisch-soziale 
und ideologisch-kulturelle Voraussetzungen gegeben sind. 
Wegen der widersprüchlichen und tendenziell krisenhaften Dynamik kapitalistischer Ver-
wertung ist ökonomische Prosperität allerdings keine selbstverständliche Begleiterscheinung 
dieses Systems. Konkurrenz, Rationalisierung, Weltmarktabhängigkeit, Überproduktion, 
Arbeitslosigkeit usw. erzeugen auch immer wieder verschärfte Interessengegensätze und po-
litische Desintegration. Mit wachsender Krisenhaftigkeit schwinden die materiellen Ressour-
cen für den sozialen Interessenausgleich, und der kapitalistische Herrschaftskonflikt droht 
aufzubrechen. Jenseits der Ökonomie-immanenten Fetischisierungs- und Mystifikations-
tendenzen bedarf es also zusätzlicher, außerökonomischer Krisenstrategien, die den Verfas-
sungskonsens sichern bzw. seine Auflösung verhindern.Unter dem Eindruck des Scheiterns-
der ersten deutschen Demokratie, der Weimarer Republik, ist gerade in der Bundesrepublik 
die Gesellschaft ohne Verfassungskonsens ein Trauma. 
Der Sicherung dieses Konsenses dienen vor allem zwei Maßnahmen: Durch staatliche Sozial-
politik soll der kapitalismusbedingten ungleichen Verteilung von Einkommen und Lebens-
chancen die Härten genommen und Fürsorge für Notleidende gewährleistet werden. Vorbeu-
gender Staats- und Verfassungsschutz zielt auf die rechtzeitige Identifizierung und Bestrafung 
der Gegner der bestehenden staatlichen Ordnung. Darüberhinaus erbringen (vor allem 
durch den Ausbildungssektor und die Massenmedien laufend reproduzierte) Werte und Nor-
men wie Antikommunismus, Fleiß, Konsum, Pünktlichkeit, Ordnung, Gehorsam gegen-
über dem Staat unverzichtbare Integrationsleistungen. 
Das Ziel kapitalistischer Integration beschränkt sich nicht auf einen formalen Verfassungs-
konsens. Die Stabilität der sozialen und politischen Verhältnisse erhöht sich in dem Ausmaß, 
wie Einvernehmen über essentielle Fragen der Innen- und Außenpolitik in der Gesellschaft 
besteht. Wenn der gesellschaftliche Konsens auch inhaltliche Vorgaben für wichtige Politik-
bereiche einschließt, sprechen wir von einem Basiskonsens. Wie in der ersten Folge dieser Ar-
tikelreihe ausgeführt wurde (PROKLA 25, S. 18 ff.), beruht die enorme Integrationsfähigkeit 
der politischen Ordnung der Bundesrepublik darauf, daß sich hier bis zum Ende der fünfziger 
Jahre ein derartiger Basiskonsens herausbilden konnte. 
2.2. Die Partei als Integrationsinstrument 
Im Kontext ökonomisch-sozialer, politisch-rechtlicher und ideologisch-kultureller Integra-
tionsfaktoren ist hier besonders auf den normativen Gehalt von Parteibegriffen zu verweisen, 
auf Funktions- und Aufgabenzuweisungen also nach dem politischen Selbstverständnis der 
Parteien. Praktische Relevanz haben vor allem das liberale Parteikonzept und die reformisti-
sche Variante des sozialistischen Parteikonzepts erhalten, die dann beide in das Konzept der 
Volkspartei eingeflossen sind (Stöss, S. 57 ff.). 
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Als Kampfinstrument des demokratischen Bürgertums gegen den feudalabsolutistischen Staat 
spielte die Partei in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts nur eine vorübergehende Rolle. 
Denn nach dem Scheitern der Revolution von 1848 ließ sich das Bürgertum auf den Klassen-
kompromiß der konstitutionellen Monarchie ein. Das liberale Parteikonzept ordnete sich 
dem Konstitutionalismus unter und wies den Parteien nun neben der Hauptaufgabe der Re-
präsentation von ökonomisch-sozialen Interessen und politischen bzw. verfassungsrechtli-
chen Ordnungsvorstellungen auch den Interessenausgleich und die Konsensbildung zu. In 
der Weimarer liberalen Staatslehre trat die Integrationsfunktion gleichberechtigt neben die 
Repräsentationsfunktion: Parteien sollten Vermittlungsagenturen zwischen Klassengesell-
schaft und Staat sein, mit dem Ziel, aus den unterschiedlichen Interessen einen Gemein-
schaftswillen herauszubilden. Dies bedeutete de facto, daß sie im Konfliktfalle gehalten wa-
ren, die Gemeinschaftswillensbildung über das Parteiinteresse zu stellen. 
Das sozialistische Parteikonzept in der Version etwa von Kautsky wies der SPD eine doppelte 
und zugleich widersprüchliche Aufgabe zu: Sie sollte die Interessen der Arbeitermassen ver-
treten und zugleich Avantgarde im Kampf um eine demokratische und sozialistische Gesell-
schaft sein. Gegen die revolutionäre Klassenpartei setzte Bernstein das Konzept der reformi-
stischen Klassenpartei. Er glaubte an das friedliche Hineinwachsen des Kapitalismus in den 
Sozialismus, weil das Proletariat auf der Grundlage des ( erst noch zu erkämpfenden) allgemei-
nen Wahlrechts die Herrschaft auf demokratischem Wege erlangen könne. Nach Bernstein 
ist die Klassengesellschaft nicht allein durch den Antagonismus der Klasseninteressen, son-
dern zugleich durch das allen Klassen gemeinsame Nationalinteresse geprägt. Der Arbeiter 
sei nicht nur Mitglied seiner Klasse sondern auch Mitglied der Nation, das Proletariat sei 
nicht nur Klasse sondern zugleich auch Teil der Nation. Der Partei fällt mithin die Aufgabe 
zu, die Interessen der Klasse zu vertreten und sie in das Nationalinteresse einzufügen. Demokra-
tie ist nach Bernstein daher die Hochschule des Kompromisses und bedeutet Milderung der 
Klassengegensätze. Im Grunde genommen war damit der weitere Weg des sozialdemokra-
tisch-reformistischen Selbstverständnisses zur „Volkspartei« vorgezeichnet. Unter dem un-
mittelbaren Eindruck der Auflösung der Weimarer Republik fand Sigmund Neumann (S. 16, 
18, 19) folgende Formulierung für die Aufgabe der Parteien, die offenbar als drohende War-
nung vor der Klassenpartei verstanden werden sollte: 
,,Nur wenn eine gemeinsame Grundlage für die auf spezifische Wünsche ausgerichteten Par-
teien besteht, wird der politische Kampf nicht zum Auseinanderbrechen der Gesamheit füh-
ren. Nur wenn es Entscheidendes gibt, das eint, kann Trennendes ausgeglichen werden, sind 
selbst Opfer, Verzicht und Unterliegen tragbar .... 
Diese Verflechtung der Parteien mit dem Schicksal der Gesamtheit, von der sie ein Teil sind, 
ergibt sich auch aus ihrem 'politischen' Charakter. Politisch aber werden sie nicht nur durch 
ihren Machtanspruch, sondern durch Erfüllung ihrer wesentlich politischen Funktion. Sie 
beruht nicht nur auf der Willenskonzentration der chaotisch differenzierten Einzelwillen, 
sondern auf der Durchpolitisierung solcher privater Interessenbestrebungen und ihrer Ein-
bettung der Gesamtinteressen. 
Das bedeutet aber nichts anderes als eine Verwandlung des einzelnen und seiner Interessen 
selbst, ihn zum Zoon politicon machen oder- wie es in moderner Terminologie heißt - ihn 
in die Gesamtheit hineinintegrieren ... Hier setzt die eminent politische Aufgabe der Partei 
und ihrer Führung gegenüber ihrer Anhängerschaft ein, die sie aus dieser politischen Gesin-
nung heraus zu Opfern zwingen wird.« 
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2.3. Das Konzept der » Volkspartei« 
Mit der Wieder- bzw. Neugründung politischer Parteien nach der Zerschlagung des Natio-
nalsozialismus begann sich auch das Selbstverständnis der Parteien zu verändern. Sie wur-
den im Grundgesetz als Bestandteile des Verfassungslebens institutionalisiert, und es bestand 
unter den führenden Vertretern des politischen Katholizismus, des Liberalismus und der So-
zialdemokratie Einvernehmen darüber, daß die Aufgabe der Parteien im Rahmen des Ver-
fassungskonsenses nicht nur darin besteht, unterschiedliche Traditionen, Interessen und 
Zielsetzungen zu organisieren und in den politischen Willensbildungsprozeß einzubringen. 
Parteien sollten darüber hinaus das Zusammenwirken der sozialen und politischen Kräfte im 
Hinblick auf die Staatswillensbildung gewährleisten. Mit Blick auf die Weimarer Verhältnis-
se wurde die Integrationsfunktion der Parteien nun als vordringlich bewertet. Im Zuge der 
Herausbildung eines Basiskonsenses in der westdeutschen Gesellschaft entwickelten sich 
CDU/CSU, FDP und SPD zunehmend zu staatlichen Integrationsagenturen, die die Funk-
tion der Repräsentation spezifischer Interessen und Bedürfnisse zurückstellen hinter die In-
tegration ihrer Basis in die bestehende Ordnung und die Legitimation staatlicher Tätigkeit. 
Wir haben die drei staatstragenden Parteien deshalb als demokratische »Massenlegitima-
tionsparteien« bezeichnet. Ihrem Selbstverständnis nach sind sie» Volksparteien«, die vor al-
lem das politische Führungspersonal herausbilden und miteinander bei Wahlen um die Be-
setzung politischer Ämter konkurrieren. Kaste/Raschke (S. 30 f.) beschreiben die Volkspar-
teien u.a. so: Die Volkspartei (VP) 
»- sieht die Massen ausschließlich oder primär als Objekt der Wahlmobilisierung, 
verschafft ihren Funktionsträgern im Staatsapparat eine hohe Autonomie gegenüber 
möglichen 'Einmischungen' der Massen und Parteimitglieder im politischen Entschei-
dungsprozeß, 
versucht, gesellschaftlichen Wandel primär in Gestalt von Anpassungsreform zu bewäl-
tigen, 
steht permanent und prinzipiell in Widersprüchen zwischen ihrem Legitimationspro-
gramm und ihrer realen Interessenvertretungs- und Steuerungsfunktion, 
ist durch eine ganz überwiegend individuelle Organisationsweise bestimmt. 
Dazu treten zwei interdependente, grundlegende Merkmale, die häufig/ür sich als Defini-
tionsmerkmale der VP gelten: 
Die VP hat 
eine breite, sozialstrukturell heterogene Wählerbasis, 
- ein für jeweilige Situationen und Gruppen anpassungsfähiges Programm, das primär der 
Integration vieler Tendenzen dient.« 
Damit zielt der gegenwärtig im Parteiensystem der Bundesrepublik vorherrschende Partei-
typ auch seinem Selbstverständnis nach in erster Linie auf die Stabilität und Funktionsfähig-
keit des Staates. Die Massenlegitimationsparteien stellen fast schon Staatsparteien dar, die ih-
re soziale Basis für den Staat funktionalisieren (wollen). Freilich: Hierbei handelt es sich um 
einen speziellen Parteityp, der gegenwärtig die Szene beherrscht. Dieser Typ darf keinesfalls 
verabsolutiert, als die Partei schlechthin mißverstanden werden. 
2.4. Parteiensystem und Sozialstruktur 
Mit zunehmender Konsenshaftigkeit bildet ein Parteiensystem den Klassencharakter der Ge-
sellschaft nur noch indirekt ab. Infolge der Reduktion des Klassenantagonismus auf einen 
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Verteilungskonflikt bestimmen vorrangig Beschäftigungsverhältnisse, Einkommensarten 
und Berufsgruppen die sozialen Konfliktlinien innerhalb des Parteiensystems sowie die Par-
teibindungen und das Wahlverhalten der Bevölkerung. Hinzu kommen politische Tr~ditio-
nen lebensgeschichtlicher wie regionaler Art, Lagermentalitäten und Milieubindungen. Als 
wesentliche Determinanten des Wahlverhaltens gelten die Zugehörigkeit zu den Berufsgrup-
pen Arbeiter, Angestellte und Beamte (als »Zwischenschichten«) sowie Selbständige (einschl. 
Landwirte) und die Bindungen an spezifische sozio-ökonomische und sozio-kulturelle 
Tabelle 1: Mitgliederentwicklung der Parteien in der Bundesrepublik 
Jahr CDU CSU FDP SPD KPD/DKP SRP/DRP/NPD Die 
Grünen 
1947 400 000 82 189 875 479 324 000 (KPD) 
1951 82 890 649 529 148 000 (KPD) 10 300''(SRP) 
1952 200 000 627 817 120 000 (KPD) 
1956 245 000 43 500 612 219 78 000''(KPD) 4 000''(DRP) 
1959 80 000 634 254 
1963 250 000 56 018 648 415 4 500 (DRP) 
1968 286 541 73 618 57 034 732 446 9 085 (DKP) 27 000(NPD) 
1970 329 293 76 655 56 531 820 202 30 000 (DKP) 21 000 (NPD) 
1973 457 393 111 913 63 205 973 601 39 344 (DKP) 12 000(NPD) 
1977 664 214 159 475 79 539 1 006 316 42 500 (DKP) 9 000(NPD) 
1981 705 116 175 273 86 931 956 490 48 856 (DKP) 6 600(NPD) 15 352 
1982 718 889 178 523 79 000 926 070 50 000 (DKP) 6 000 (NPD) 20 000 
1983 734 555 185 428 71456 925 630 30 000'' 
Quellen: Eigene Angaben der Parteien, zumeist Jahresende; NPD: BMI. 
* Begründete Schätzung. 
Tabelle 2: Organisationsgrad der Parteien in der Bundesrepublik (1983/84) 
Wähler 1 Mitglieder2 Relation Organisationsgrad 
Bundesgebiet 
Grüne 2 167 431 25 000 87:1 1,2 % 
SPD 14 865 807 950 000 16:1 6,4% 
CDU 14 857 680 734 082 20:1 4,9% 
CSU 4 140 865 182 665 23:1 4,4% 
FDP 2 706 942 78 763 34:1 2,9% 
Jeweils Zweitstirn, ,n. 
2 Zu den Bundesparteien s. FAZ vom 22.7.1983; FDP lt. Mitteilung an den Verf. v. 12.7.1983; Mit-
gliederzahlen der Grünen lt. Mitteilung an den Verf. Apr.-Sept. 1983 u. SZ v. 24.11.1983. 
Quelle: Fogt, PVS 1984, S. 105. 
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Milieus, insbesondere an die Gewerkschaftsbewegung und an christlich-religiöse, insbes. katho-
lische Milieus (zum konfessionellen Schismas. PROKLA 25, S. 19 ff.). Daraus ergeben sich 
nun keine streng gegeneinander abgegrenzten Wählersegmente, aber doch deutliche Affini-
täten zu den beiden großen (zum Organisationsgrad: Tabelle 2) Parteien CDU/CSU und 
SPD. Während letztere sich vor allem auf die Arbeiter und die gewerkschaftlich organisier-
ten Beamten und Angestellten stützt, speisen sich die Wahlerfolge der Union hauptsächlich 
aus dem katholischen Milieu, aus der Gruppe der Selbständigen und aus den gewerkschaft-
lich ungebundenen Angestellten und Beamten. Da etwa drei Viertel der Wähler von CDU/ 
CSU und SPD »Stammwähler« sind (bei der Bundestagswahl 1983 waren es weit über 80 %: 
Forschungsgruppe Wahlen, Bundestagswahl 1983, S. 8), also immer dieselbe Partei wählen, 
unterliegen beide Parteien stabilen und voneinander abgrenzbaren sozialen Bindungen. Die 
SPD ist durch die Arbeiter und die »kleinen« Angestellten und Beamten geprägt, die Union 
durch die Selbständigen und die »höheren« Angestellten und Beamten. Bei der FDP liegt der 
Anteil der »Stammwähler« bei etwa 40 %, hinsichtlich der Grünen/ Alternativen kann man 
von einer »Stammwählerschaft« noch nicht sprechen. 
Bei Wahlkämpfen geht es heute also vordringlich um die Gewinnung von Wechselwählern. 
Diese machen zwar nur einen Anteil von 20 % bis 25 % an der Wählerschaft der beiden gro-
ßen Parteien aus, entscheiden aber letztendlich das Wahlergebnis. Da den Parteien die 
»Stammwähler« mehr oder weniger sicher sind, orientieren sie sich bei der Imagepflege, bei 
der Formulierung von Programmen und in der praktischen Politik nicht oder doch nur 
kaum an ihrer angestammten Basis, sondern an dem Bevölkerungsteil, der weder dem ge-
werkschaftlichen noch dem christlich-katholischen Milieu zuzurechnen ist, berufsmäßig 
überwiegend in der Mittelschicht (Angestellte, Beamte) angesiedelt ist und seine Wahlent-
scheidung jeweils von aktuellen Einflüssen (Beliebtheit der Spitzenkandidaten, Problemlö-
sungsfähigkeit der Parteien etc.) abhängig macht. (Aus diesem Potential speisen sich über-
wiegend auch die Grünen/ Alternativen.) Dieser »Trend zur Mitte«, der durch den Wandel 
der Sozialstruktur ( vgl. dazu auch Feist/Liepelt 1976) und durch die Herausbildung des Basis-
konsenses gefördert wird, korrespondiert mit der Rolle der Massenlegitimationsparteien 
und ihrem Selbstverständnis als bei Wahlen miteinander um die Besetzung politischer Posi-
tionen wetteifernden » Volksparteien«. Angesichts der jeweils spezifischen sozialen Veran-
kerung von SPD und CDU/CSU, die sich deutlich auch in der Berufsstruktur ihrer Mitglie-
der (Tabellen 3 bis 6) niederschl~st, kann die Vernachlässigung der Interessenvertretung der 
jeweiligen Basis zugunsten der Uberbetonung der Legitimationsfunktion und einer takti-
schen Hinwendung zu fluktuierendem Wählerpotential aus den Mittelschichten jedoch zu 
einem Repräsentationsdefizit führen, mit der Folge, daß »Stammwähler« demobilisiert wer-
den. Dieser Effekt scheint in gewissem Umfang für die Stimmverluste der SPD bei den ver-
gangenen Wahlen mitverantwortlich zu sein. 
Vergleicht man die Berufsstruktur der Mitgliederschaften der vier großen Parteien CDU, 
CSU, FDP und SPD, dann zeigt sich, daß die soziale Integrationsfunktion des Parteiensy-
stems arbeitsteilig, also mit spezifischen Schwerpunkten bei den vier Parteien erfolgt. Die 
von Gluchowski/Veen und Veen/Gluchowski dargestellten Nivellierungstendenzen sind 
wohl in erster Linie der Gesamtveränderung der Sozialstruktur und der sozialstrukturellen 
Öffnung der SPD nach 1958/60 anzulasten. Bei der Interpretation der Tabellen 3 bis 6 ist 
nicht nur zu berücksichtigen, daß sich zwischen 1950 und 1981 unter den Erwerbspersonen 
der Anteil der Arbeiter von 51 % auf 42 %, der der Selbständigen von 28 % auf 12 % vermin-
dert und der der Angestellten und Beamten von 21 % auf 46 % erhöht hat. Die detaillierte 
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Aufschlüsselung der Gesamtbevölkerung nach Berufsgruppen für das Jahr J 977 ergibt folgen-
des Bild (i.v.H.). 
Arbeiter 22 
Angestellte 19 
Beamte 4 
Selbständige 7 
Landwirte 
Rentner 
Hausfrauen 
in Ausbildung 
3 
19 
22 
7 
Sie verweist auf deutliche Differenzen zwischen den Parteien und, unter Berücksichtigung 
zusätzlichen Datenmaterials (Schmollinger/Stöss, Schmollinger), auf spezifische Disparitäten. 
Die Arbeiter sind in den bürgerlichen Parteien deutlich unterdurchschnittlich repräsentiert. 
Trotz des abnehmenden Arbeiteranteils an den SPD-Mitgliedern seit 1950 ist die Arbeiter-
Tabelle 3: Berufliche Gliederung der CDU-Mitglieder 1976 und 1984 (i.v.H) 
Arbeiter 
Angestellte 
Beamte 
Selbständige 
Helfer in Familienbetrieben 
Rentner 
Hausfrauen 
in Ausbildung 
Arbeitslose 
ohne Angaben 
1976 (30.6.) 1 
10,9 
27,2 
12,5 
26,4 
0,4 
5,3 
9,8 
5,8 
0,1 
1,5 
1 CDU, Statistischer Bericht der zentralen Mitgliederkartei, Stand: 30.6.1976. 
1984 (30.4.) 2 
10,2 
28,0 
12,3 
24,5 
0,4 
4,8 
11,1 
6,5 
0,4 
1,8 
2 CDU, Bericht der Bundesgeschäftsstelle. Anlage zum Bericht des Generalsekretärs. 32. Bundespar-
teitag, 8.-11. Mai 1984, Stuttgart, Bonn, im Mai 1984, S. 52. 
Tabelle 4: Berufliche Gliederung der CSU-Mitglieder 1978 und 1983 (i.v.H.) 
1978 (31.12.) 1983 (31.12.) 
Arbeiter 14,5 14,7 
Angestellte 21,0 22,7 
Beamte 12,2 12,5 
Landwirte 17,7 } 10,3 } Selbständige 10,6 30,8 15,5 28,1 
Freiberufliche 2,5 2,3 
Mithelfende Familienangehörige 1,1 0,9 
Rentner 5,5 4,3 
Hausfrauen 4,9 4,8 
in Ausbildung 4,1 4,6 
Restgruppe 5,9 7,4 
Quelle: CSU, Zentralkartei, Mitgliederstruktur; Stand 31.12.1978 und 31.12.1983. 
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Tabelle 5: Berufliche Gliederung der FDP-Mitglieder 1977 (i.v.H) 
Arbeiter/Facharbeiter 
Angestellte 
Beamte 
Selbständige/Freie Berufe 
Rentner 
Hausfrauen 
in Ausbildung 
Quelle: FDP-Mitgliederbefragung, Feb. 1977. 
Tabelle 6: Berufliche Gliederung der SPD-Mitglieder 1977 und 1981 (i.v.H) 
Arbeiter 
Angestellte 
Beamte 
Selbständige 
Schüler/Lehrlinge/Studenten 
Rentner/Pensionäre 
Hausfrauen 
Sonstige/K.A. 
Umfrage 
1977 
22 
26 
13 
5 
5 
18 
7 
4 
5 
30 
14 
19 
12 
11 
9 
Schätzung 
1981 
21 
27 
14 
5 
4 
17 
8 
4 
Quelle: Horst Becker, Bodo Hornbach u.a., Die SPD von innen, Bonn 1983, S. 59 
schaft in der Sozialdemokratie immer noch durchschnittlich vertreten. Selbst wenn man an-
nimmt, daß ein erheblicher Teil der Rentner und Hausfrauen der Arbeiterklasse zuzurech-
nen ist, dürfte der Arbeiteranteil bei 40 % liegen und etwa dem Anteil an den Erwerbsperso-
nen entsprechen. Von einer überproportionalen Repräsentanz kann daher nicht mehr die 
Rede sein. Selbst wenn die Arbeiter die größte Berufsgruppe innerhalb der SPD-Mitglieder 
darstellen, sinkt ihre innerparteiliche Bedeutung in der Hierarchie der Amtsinhaber. In in-
nerparteilichen Spitzenpositionen und unter den Parlamentariern der Partei sind sie kaum 
vertreten. 
Die Selbständigen sind in allen bürgerlichen Parteien stark überrepräsentiert. Da die FDP seit 
ihrem politisch-programmatischen Kurswechsel gegen Ende der sechziger Jahre hier viel 
Terrain verloren hat (1965 betrug der Anteil der Selbständigen an ihren Mitgliedern noch 
31 %), stellen die Unionsparteien heute die hegemoniale Kraft innerhalb des Besitzbürger-
tums dar. Überrepräsentiert sind auch die Angestellten und vor allem die Beamten, und zwar 
mehr oder weniger in allen Parteien. Vor allem die FDP findet bei den Angestellten/Beamten 
ohne feste Parteibindung mittlerweile ihr wichtigstes Einzugsgebiet. Mit Blick auf die Füh-
rungspositionen und die parlamentarische Repräsentanz der Parteien nehmen die Angestell-
ten und Beamten im Öffentlichen Dienst in allen Parteien eine dominierende Stellung ein, 
womit die Tendenz zur »Verstaatlichung« der Parteien auch ihren sozialstrukturellen Aus-
druck findet (Schmollinger, S. 22). 
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Tabelle 7: Frauenanteile an den Mitgliederschaften von SPD, CDU, CSU, und FDP (i. v.H.) 
weiblich . 
männlich 
1977 
21,7 
78,3 
SPD 
1983 
24,5 
75,5 
CDU 
1977 
20,2 
79,8 
1984 
21,7 
78,3 
Quelle: Angaben der Organisationsabteilungen der Parteien. 
1978 
12,8 
87,2 
CSU 
1983 
13,7 
86,3 
1976 
19 
81 
FDP 
1981 
25 
75 
Besonderer Aufmerksamkeit muß auch der unzureichenden Vertretung von Frauen in den 
Parteien gelten (Tabelle 7). Sieht man einmal von der in dieser Hinsicht besonders defizitären 
CSU ab, dann beträgt der Frauenanteil unter den Parteimitgliedern gegenwärtig etwa ein 
Fünftel bis ein Viertel (SPD, FDP). Jedoch verhält es sich hier wie bei den Arbeitern: Inner-
halb der organisatorischen Hierarchien der Parteien schwindet der Fraueneinfluß zuneh-
mend. Parteipolitik ist an entscheidender Stelle ausschließlich Männersache, Angelegenheit 
männlicher Polit-Profis mit entsprechender Karriere (»Ochsentour«), die aus politiknahen 
Berufen ( Öffentlicher Dienst, Verbände, Wirtschaft) stammen und ein etatistisches »Kasten-
Bewußtsein« (positive Rollenidentifikation, Orientierung auf Gruppenkonsens und Kon-
fliktvermeidung) ausgebildet haben ( vgl. auch Herzog), was jedoch der Legitimations- und In-
tegrationsfunktion der politischen Parteien augerordentlich dienlich ist. 
Der gegenwärtig im westdeutschen Parteiensystem dominierende Parteientyp der Massenle-
gitimationspartei unterliegt als Organisationsform im Prozeß der Vermittlung von Ökono-
mie und Politik dem Widerspruch von spezifischer sozialer Bindung und Staatsorientierung. In-
dem die Massenlegitimationspartei als Vermittlungsagentur zwischen Klassengesellschaft 
und Staat fungiert und auch fungieren will und dabei vor allem mit Blick auf die Stabilität und 
Funktionsfähigkeit des Staates das Zusammenwirken der sozialen und politischen Kräfte mit 
dem Ziel einer effizienten Staatswillensbildung anstrebt, gerät sie in den Konflikt zwischen 
Interessenrepräsentationsfunktion einerseits und Legitimationsfunktion andererseits. Die-
ser Konflikt wurde spätestens seit Bestehen des Basiskonsenses stets zugunsten der Legitima-
tionsfunktion gelöst, bewirkte aber auch, jeweils nach der interessenmäßigen und politischen 
Orientierung der Parteibasis, Spannungen, Repräsentationsdefizite und Demobilisierungsef-
fekte. 
In Wirtschaftskrisen kann die Verschärfung des Verteilungskampfs dazu führen, d~ sich der 
Konflikt zwischen Interessenrepräsentation und Legitimation zu einem Widerspruch aus-
weitet, zumal dann in der Regel auch die Ressourcen für eine konsensstiftende staatliche So-
zialpolitik schmelzen. Durch ihre spezifischen sozialen Bindungen geraten CDU/CSU und 
SPD nämlich rasch unter den Druck ihrer Basis. Der Bedarf an nachhaltiger Interessenvertre-
tung steigt, während gleichzeitig auch der Legitimationsbedarf des Staates wächst. Unter die-
sem Widerspruch leidet besonders die Partei, deren Anhänger von der kapitalismusbedingten 
ungleichen Verteilung von Einkommen und Lebenschancen am meisten betroffen sind, hier-
zulande also die SPD. Nimmt sie sich konsequent den Belangen ihrer Basis an, dann ist damit 
ihr Selbstverständnis als» Volkspartei« in Frage gestellt. Verhält sie sich dagegen weiterhin als 
staatliche Legitimations- und Integrationsagentur, dann demobilisiert sie ihre Anhänger und 
verprellt ihre »Stammwähler«. 
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2.5. Die Grünen/Alternativen als Anti-Massenlegitimationsparteien 
Die Grünen benutzen gelegentlich die Bezeichnung »Anti-Parteien-Partei« (Petra Kelly) zur 
Selbstdarstellung. Dies trifft, bislang jedenfalls, im großen und ganzen auf die Binnenstruktur 
und die Arbeitsweise der Grünen und Alternativen zu. Die Vernetzung mit den „Neuen So-
zialen Bewegungen«, die basisdemokratische innere Ordnung, das Öffentlichkeitsprinzip, 
das imperative Mandat und das Rotationsprinzip richten sich gerade gegen den Typ der Mas-
senlegitimationspartei. Ihre sozialstrukturelle Selektivität, die mangelnde Berücksichtigung 
von Interessen und politischen Zielen der Basis, die unzureichenden innerparteilichen Parti-
zipationsmöglichkeiten und schließlich die Verselbständigung der Führungsgruppen haben 
wesentlich zur Entstehung der Bürgerinitiativen, der »Neuen Sozialen Bewegungen« und 
schließlich der Grünen/ Alternativen beigetragen. Diese sind mithin in erster Linie als der 
parteiförmige Ausdruck der - in den siebziger Jahren als Folge der autoritär-etatistischen 
Demokratieverfassung der Bundesrepublik explosionsartig angestiegenen - Partizipations-
bedürfnisse zu bewerten. Dabei gilt Partizipation nicht als Selbstzweck sondern als Mittel zur 
aussichtsreicheren Durchsetzung von politischen Zielen, deren Bedeutung von den Massen-
legitimationsparteien nicht erkannt oder wenigstens doch unterbewertet worden ist bzw. die 
sich mit den vorherrschenden und mit dem Basiskonsens korrespondierenden Politikpriori-
täten nicht oder nur schwer vereinbaren ließen. 
Das Parteiensystem ist damit gegenwärtig einer zweifachen Belastungsprobe ausgesetzt: näm-
lich dem aus dem kapitalistischen Verteilungskonflikt erwachsenden erhöhten Interessen-
druck einerseits und den aus den Legitimationsdefiziten in der politischen Sphäre resultieren-
den Partizipationsanforderungen andererseits. Beide Faktoren haben zusammengenommen 
1982 den Regierungswechsel ermöglicht. 
3. Die Entwicklung des Parteiensystems bis zur Bundestagswahl 1976 
3.1. Die Vollendung des Basiskonsenses 
Ausgehend von der Frage nach den Ursachen für die enorme Stabilität des westdeutschen 
Parteiensystems haben wir in den ersten beiden Folgen dieses Artikels am Beispiel der Bun-
destagswahlen die wachsende Integrationsfähigkeit des politischen Systems aufgezeigt. Ihm 
liegt ein Basiskonsens zugrunde, der über einen formal-rechtlichen Konsens bezüglich der 
freien Verfügung über das Privateigentum sowie der Verfahrensregeln in der politischen 
Sphäre hinaus auch das Einvernehmen über wesentliche ideologische, ökonomische und po-
litische Grundlagen der westdeutschen Gesellschaft (Antikommunismus, Westintegration, 
Landesverteidigung, Marktwirtschaft, Sozialordnung) umfaßt. Die Herausbildung dieses 
Konsenses vollzog sich innerhalb des Parteiensystems zunächst auf dem Wege der Entste-
hung und Festigung eines bürgerlichen Intraklassenkonsenses ( quantitative Ausweitung der 
sozialen Basis der Bürgerblock-Parteien CDU/CSU, FDP, DP, BHE und Dominanz der 
Unionsparteien innerhalb des Bürgerblocks) und schließlich durch die programmatische An-
passung der Sozialdemokratie-sie verfügte bereits seit Anfang der fünfziger Jahre über eine 
hegemoniale Position innerhalb der Arbeiterklasse - an die innenpolitischen und außenpoli-
tischen Grundlagen des »CDU-Staats«. 
Mit der Vollendung des Basiskonsenses 1958/60 verlor auch der Blockgegensatz zwischen 
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den bürgerlichen Parteien und der SPD an Schärfe und Bedeutung. Parallel zur Milderung 
der politischen Polarisierung vollzog sich eine Abschwächung der sozialstrukturellen Pola-
risierung. Die Anpassung ermöglichte es der SPD, in bürgerliche Wählerschichten einzu-
dringen und damit aus ihrem »30-Prozent-Turm« (Zweitstimmenanteil bei den ersten drei 
Bundestagswahlen) auszubrechen. Anläßlich der Bundestagswahl 1961 fanden erstmals in 
größerem Umfang Wählerwanderungen zwischen den Bürgerblock-Parteien und der SPD 
statt, deren soziale Basis sich nun qualitativ und quantitativ auszuweiten begann. 
Mit dieser Bundestagswahl hatte sich auf Bundesebene ein »Drei-Parteien-System« eta-
bliert, die kleinen Bürgerblock-Parteien waren bundesweit fast vollkommen bedeutungslos 
geworden, und auch antikapitalistische und antidemokratische (neofaschistische) Alternati-
ven blieben im Parteiensystem angesichts der Integrationskraft des Basiskonsenses ohne Er-
folgsaussichten. 
3.2. Die Auflösung des Bürgerblocks und die Bildung der sozialliberalen Koalition 
Die Auflösung des Bürgerblocks im Jahre 1966 markierte das Ende des »CDU-Staats«. Ihm 
versetzte die erste größere Wirtschaftskrise ( 1966/ 67) den Todesstoß, nachdem es den Uni-
onsparteien seit Anfang der sechziger Jahre nicht mehr gelungen war, dem funktionalen 
Imperativ des politischen Systems hinsichtlich der notwendigen Steuerungs-, Anpassungs-
und Modernisierungsleistungen hinreichend Rechnung zu tragen. Das Scheitern des Bür-
gerblocks war also weniger durch die Beendigung des Blockgegensatzes, sondern in erster 
Linie durch politisches Versagen vor den veränderten innenpolitischen und außenpoliti-
schen Gegebenheiten bedingt. So erwiesen sich CDU und CSU außerstande, die interna-
tionalen Entspannungstendenzen durch eine rechtzeitige und konsequente Revision ihrer 
auf Konfrontation und roll back zielenden Ostpolitik nachzuvollziehen. Zudem machten 
die Strukturkrisen einzelner Branchen (Kohle, Stahl, Textil), die unzureichenden wissen-
schaftlich-technischen Voraussetzungen für die notwendige Produktivitätssteigerung infol-
ge der Vollbeschäftigung und der verschärften Weltmarktkonkurrenz (»technologische 
Lücke«, »Bildungskatastrophe«) und schließlich die Überproduktions- und Finanzkrise 
1966 staatliche Interventionen erforderlich, zu denen sich die Union mit ihrer interven-
tionsfeindlichen neoliberalen Wirtschaftspolitik nicht bereit finden mochte. Mit dem Ab-
schluß der Konsolidierungsphase der Bundesrepublik standen darüber hinaus eine Vielzahl 
von Problemen in den Bereichen Finanz- und Steuerpolitik, Sozialpolitik, Bildungs- und 
Hochschulpolitik und nicht zuletzt Fragen der Mitbestimmung und der Unternehmens-
verfassung auf der politischen Tagesordnung, wofür die Union ebenfalls keine relevanten 
Lösungsvorschläge bereit hielt. 
Von dem Klima der Reformnotwenigkeit und Reformbereitschaft profitierte jedoch die 
SPD: Zum einen stieß ihr Konzept einer entspannungsorientierten Ostpolitik auch inter-
national auf wachsende Zustimmung, zum anderen versprachen ihre Reformbereitschaft 
und vor allem ihre keynesianisch fundierte Wirtschaftspolitik die erfolgreiche Lösung der 
anstehenden Probleme. In der Sprache der Wahlforscher formuliert: Vor allem Beamte und 
Angestellte (und hier wiederum überdurchschnittlich Katholiken) sowie katholische Ar-
beiter sprachen der SPD zunehmend die Sachkompetenz zur Lösung der dringenden politi-
schen Fragen zu. Die »geistige Führung«, die politisch-konzeptionelle Hegemonie ging also 
von der CDU auf die SPD über, die dann auch zunächst in der Großen Koalition und spä-
ter in der sozialliberalen Koalition die Initiative hatte. 
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Der Zerfall des Bürgerblocks war zugleich auch durch wachsende Differenzen zwischen den 
Unionsparteien und der FDP und durch die Annäherung von FDP und SPD - zunächst 
vor allem in außenpolitischen Fragen - bedingt. Als die Bundeskoalition 1966 durch die Fi-
nanzkrise zerbrach, war ein Zusammengehen von SPD und FDP jedoch noch nicht mög-
lich. Unter den besitzbürgerlichen Liberalen herrschten gerade in wirtschaftspolitischer 
Hinsicht noch starke Vorbehalte gegenüber der immer noch weithin des Sozialismus ver-
dächtigten SPD. In der Oppositionszeit, während der Großen Koalition, leitete der linksli-
berale Flügel innerhalb der FDP dann einen programmatischen Reformkurs ein, der 1971 
mit der Verabschiedung der »Freiburger Thesen« (liberale Reform des Kapitalismus) abge-
schlossen war. Der mit einem innerparteilichen Führungswechsel verbundene Kurswechsel 
brachte die Partei vorübergehend zwar an den Rand des organisatorischen Ruins, es gelang 
ihr aber bis 1972, die Verluste aus dem »alten« besitzbürgerlichen Mittelstand durch Gewin-
ne bei den Angestellten und Beamten auszugleichen. Diese Schwerpunktverlagerung vom 
»Alten Mittelstand« zum »Neuen Mittelstand« machte sie politisch-programmatisch wie so-
zialstrukturell zu einer Partei der reformorientierten »Steuerungskader« (Schiller), womit 
die Voraussetzungen für die sozialliberale Koalition geschaffen worden waren. 
4. Das Ende der sozialliberalen Koalition 
4.1. Die Politik der SPD 
Mit großem Engagement und einer Fülle von Initiativen begann die sozialliberale Koali-
tion 1969, ihre Reformpläne in praktische Politik umzusetzen. Daß sie mit ihrer Politik 
der inneren Reformen, im Gegensatz zur Ostpolitik, nur Teilerfolge erzielte (detailliert 
Heimann, S. 2098 ff.) und die vielfach überzogenen Hoffnungen derjenigen enttäuschte, die 
1969 eine neue Ära hatten anbrechen sehen, lag nicht allein an den durch die kapitalistische 
Ökonomie vorgegebenen Handlungsgrenzen des Staates. Es fehlte auch an Macht. 
Die oppositionelle CDU/CSU besaß im Bund und in den Ländern - der Bundesrat ent-
wickelte sich Ende der siebziger Jahre nachgerade zu einer Blockadeinstanz für die Koali-
tion - wachsenden Einfluß und war in der Lage, viele Reformvorhaben zu verwässern 
oder zu verschleppen. In vielen Fragen spielte auch die FDP eine Bremserrolle. In außen-
und wirtschaftspolitischen Reformvorhaben sah sich die Koalition zudem mit einer finanz-
starken und publizistisch wirksamen außerparlamentarischen Opposition (»Rechtskartell«) 
konfrontiert, deren Arm bis in die rechten Flügel von SPD und FDP hineinreichte und die 
sogar imstande war, Abspaltungen zu initiieren (Nationalliberale Aktion, Bund Freies 
Deutschland, Aktionsgemeinschaft Vierte Partei). In familienpolitischen Angelegenheiten, 
in Sonderheit bei der Reform des § 218 StGB, erwies sich die katholische Kirche als außer-
ordentlich potenter Widersacher, und das Bundesverfassungsgericht blockierte oder verän-
derte so manches Reformprojekt (»Ersatzgesetzgeber«). Auf Gegenwehr stieß die Politik 
der inneren Reformen auch im Lager der Unternehmer, soweit diese über die kapitalismus-
funktionale Modernisierung der Volkswirtschaft hinaus auch Interessen der Arbeiter bzw. 
der Gewerkschaften (Humanisierung, Mitbestimmung, Sozialpolitik etc.) berücksichtigte 
(vgl. a. M.G. Schmidt 1978). (Siehe auch Tabelle 8, S. 47) 
Mit der ökonomischen Krise 1974/75 und der seitdem wachsenden Massenarbeitslosigkeit 
geriet die SPD immer heftiger in die Defensive. Der Keynesianismus als ökonomische und 
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gesellschaftspolitische Grundlage der Reformpolitik (Hoffmann) verlor an Bedeutung. Mit 
dem Kanzlerwechsel von Brandt zu Schmidt ( 197 4) begann die Ablösung der Reformpolitik 
durch eine Politik technokratischer Krisenbewältigung und Mängelverwaltung ohne ver-
bindliche programmatische Grundlage. Schmidt wollte »den Staat anständig regieren«, die 
Krise als Chance der Modernisierung der Volkswirtschaft nutzen und durch angebotsorien-
tierte Investitionshilfen zur Erhöhung der Produktivität und damit zur Verbesserung der 
Konkurrenzfähigkeit auf dem Weltmarkt beitragen. Dies bedeutete zwangsläufig den weite-
ren Abbau von Arbeitsplätzen und die Dequalifikation von Arbeitskraft und wirkte sich vor 
allem zu Lasten der Facharbeiter, einer wichtigen sozialdemokratischen Wählergruppe, aus. 
Die Haushaltssanierung vollzog sich primär auf dem Wege der Verringerung der Staatsquote. 
Die angestrebte Reduzierung der Sozialausgaben zielte zudem auf die Entlastung der Unter-
nehmen, deren Investitionsbereitschaft bzw. -fähigkeit durch weitere Abgabeentlastungen 
und durch Lohnsenkungen gefördert werden sollte. Mit dieser »post-keynesianischen« Kri-
senstrategie geriet die sozialdemokratische Führung bald nicht nur in heftige Konflikte mit 
der eigenen Partei und mit den Gewerkschaften, sondern auch unter Beschuß der U nionspar-
teien und- verhaltener- der FDP, weil sie mit Rücksicht auf ihre soziale Basis stets bemüht 
war, allzu harte Krisenfolgen abzufedern. 
Aber nicht nur ihre Wirtschafts- und Sozialpolitik manövrierte die SPD in innere und äußere 
Schwierigkeiten. Der Vorrang industrieller Wachstumspolitik zu Lasten der Umwelt, das ri-
gide vollzogene Atomprogramm, der autoritär-etatistische Regierungsstil und schließlich die 
harte polizeistaatliche Repression außerparlamentarischer Aktivitäten beförderten die Aus-
breitung der Ökologie- und Alternativbewegung, die zunehmend Resonanz auch in Teilen 
der SPD hatte. Das starre Festhalten an der Aufrüstung der Nato mit Atomraketen provo-
zierte schließlich die Entstehung einer massenhaften Friedensbewegung, mit der sich eben-
falls große Teile der SPD solidarisierten. Endlich trug auch die Veränderung des durch die 
Wirtschaftskrise und durch wachsende innere wie äußere Polarisierung gekennzeichneten 
politischen Klimas dazu bei, daß sich die Sozialdemokratie Anfang der achtziger Jahre auf 
dem Tiefpunkt ihrer Wählerresonanz befand: Das für ein Krisenklima typische Status quo-
Denken, die Gemeinschaftsrhetorik, das Bedürfnis nach Harmonie, die weit verbreitete 
Überzeugung »wir sitzen alle in einem Boot« oder »gemeinsam werden wir die Krise mei-
stern« (ausführlich Vobruba), das alles begünstigt konservative Wertvorstellungen und Stra-
tegien, die Ausbreitung von Vorurteilen (Ausländerfeindlichkeit) und das Bedürfnis nach 
»Ruhe und Ordnung«. 
Durch die besonderen Umstände der Bundestagswahl 1980 (»Strauß-Wahl«) wurde der Ne-
gativtrend der SPD zwar vorübergehend gestoppt. Die erheblichen Mitgliederverluste seit 
1978 (Tabelle 1), die rasche Ausbreitung der Ökologie- und Alternativbewegung und, nach 
der Wahl, der Friedensbewegung, die Wahlerfolge der Grünen/ Alternativen und nicht zu-
letzt die immer heftigeren innerparteilichen Auseinandersetzungen dokumentierten das 
Ausmaß, in dem sich die sozialdemokratische Führung von Teilen der eigenen Partei und der 
Wählerbasis isoliert hatte. Als dann noch die FDP den Absprung aus der Koalition vorberei-
tete, war es für den Bundeskanzler nur konsequent, die Koalition von sich aus aufzukündigen 
(17.9.1982). 
4.2. Die Opposition der CDU/CSU 
Der Machtwechsel am 1.10.1982 war nicht das Ergebnis erfolgreicher Oppositionspolitik der 
Unionsparteien in denJ ahren der sozialliberalen Koalition. Die CDU/ CSU verfügte keines-
36 Schmalfinger IStöss 
wegs über eine einheitliche Strategie. Bis zum gescheiterten Mißtrauensvotum gegen Bundes-
kanzler Brandt (April 1972) und vielleicht sogar bis zur verlorenen Bundestagswahl im No-
vember 1972 sah sich die Union eher als »verhinderte Regierungspartei«. Die unerwartete 
Wahlniederlage führte zu heftigen Auseinandersetzungen um den Oppositionskurs. Wäh-
rend die Linkskonservativen eher einen gemäßigten Reformkurs befürworteten, um verlo-
rengegangene Wähler zurückzugewinnen und die FDP neuerlich für ein Regierungsbündnis 
zu gewinnen, setzten die Rechtskonservativen auf eine Konfrontationspolitik, deren Ziel 
letztlich die Vernichtung der FDP war. Die »Südschiene« um Strauß, Filbinger und Dregger 
wertete das Zusammengehen der FDP mit der SPD im Grunde als unverzeihlichen Klassen-
verrat. Man hoffte, durch heftiges propagandistisches Trommelfeuer gegen die angeblich so-
zialistische und den »Ausverkauf Deutschlands« betreibende Koalition die antisozialistischen 
Ressentiments der FDP-Wähler zu mobilisieren und diese - vor die Alternative »Freiheit 
oder Sozialismus« gestellt - für die Alleinherrschaft der Union gewinnen zu können. 
Die Strategie der Polarisierung zeitigte bei Landeswahlen teilweise beste Ergebnisse. In Bay-
ern erzielte die CSU 1970 erstmalig die absolute Mehrheit (56,4 %) und baute sie 1974 auf 
62,1 % aus. Ähnlich in Baden-Württemberg: Hier verbesserte sich die CDU von 44,2 % 
(1968) über 52,9 % (1972) auf 56,7 % (1976). In Rheinland-Pfalz erreichte die CDU erstmalig 
1971 die absolute Mehrheit (50,0 %) und steigerte sich 1975 auf 53,9 %. In Hessen schließlich 
brachte Alfred Dregger seine Partei 1970 auf 39 ,7 % (gegenüber 26,4 % im Jahre 1966) und 
1974 sogar auf 47,3 % (vgl. a. Tabelle 9). Auch die 1969 einsetzenden organisatorischen An-
strengungen zur Umgestaltung der CDU von einer Kanzler-fixierten Honoratiorenpartei zu 
einer gut organisierten Massenpartei machten rasche Fortschritte. Allein zwischen 1970 und 
1977 verdoppelte sich ihre Mitgliederschaft (Tabelle 1). Freilich unterblieb die programmati-
sche Erneuerung. Weder die »Mannheimer Erklärung« von 1975 noch das 1978 verabschie-
dete Grundsatzprogramm brachten erkennbare Innovationen (ausführlicher U. Schmidt, 
s. 514 ff.). 
Als Programmersatz dienten die politische Polarisierung und, Ende der siebziger, Anfang der 
achtziger Jahre eine ideologische Großoffensive gegen die Wirtschaftspolitik der SPD. Vor 
der Bundestagswahl 1980 hatte sich der rechtskonservative Flügel endlich mit seinem Kanz-
lerkandidaten Strauß durchgesetzt. Wie schon 1972 ging auch jetzt die Polarisierungsstrate-
gie zugunsten der Sozialliberalen aus, die Union verlor, die FDP gewann Stimmen, und die 
SPD stagnierte (Tabelle 8). Die Regierungskoalition wurde noch einmal durch externe Fak-
toren gefestigt. In dem durch die Wirtschaftskrise und vor allem durch die Massenarbeitslo-
sigkeit geprägten gesellschaftlichen Klima gelang es der Union jedoch zunehmend erfolgrei-
cher, unter Ausnutzung der wirtschaftspolitischen Differenzen innerhalb der sozialliberalen 
Koalition, die SPD für die Krise verantwortlich zu machen. Die mit der Reformpolitik ver-
bundenen und schon immer als Sozialismus gebrandmarkten Vergesellschaftungseffekte lie-
ßen sich mit wachsender Resonanz in den Massenmedien, beim Besitzbürgertum, bei den 
Mittelschichten und selbst bei Teilen der Facharbeiterschaft als Versorgungsstaat und Büro-
kratismus, als Bevormundung und Behinderung der Wirtschaft, als »Mißwirtschaft« geißeln. 
Mit den monoton wiederholten Parolen »wir haben jahrelang über unsere Verhältnisse ge-
lebt« und »Leistung muß sich wieder lohnen« gelang es der CDU/CSU, die Zustimmung in 
der Bevölkerung für die neoliberale Krisenstrategie zu vergrößern. Auf den wirtschaftspoli-
tischen Rezepten Ludwig Erhards, so wurde suggeriert, basierte das » Wirtschaftswunder«, 
damit läßt sich auch die gegenwärtige Talfahrt stoppen, wenn alle »den Gürtel enger 
schnallen«. 
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Tabelle 9: Bundestagswahlergebnisse von CDU/CSU, FDP und SPD in den Ländern 1972-1983 
(Zweitstimmen i. v.H) 
Land Jahr CDU/CSU FDP SPD 
Schleswig-Holstein 1972 42,0 8,6 48,6 
1976 44,1 8,8 46,4 
1980 38,9 12,7 46,7 
1983 46,5 6,3 41,7 
Hamburg 1972 33,3 11,2 54,4 
1976 35,9 10,2 52,6 
1980 31,2 14,1 51,7 
1983 37,6 6,3 47,4 
Niedersachsen 1972 42,7 8,5 48,1 
1976 45,7 7,9 45,7 
1980 39,8 11,3 46,9 
1983 45,6 6,9 41,3 
Bremen 1972 29,6 11,1 58,1 
1976 32,5 11,8 54,0 
1980 28,8 15,1 52,5 
1983 34,2 6,5 48,7 
Nordrhein-Westfalen 1972 41,0 7,8 50,4 
1976 44,5 7,8 46,9 
1980 40,6 10,9 46,8 
1983 45,2 6,4 42,8 
Hessen 1972 40,3 10,2 48,5 
1976 44,8 8,5 45,7 
1980 40,6 10,6 46,4 
1983 44,3 7,6 41,6 
Rheinland-Pfalz 1972 45,9 8,1 44,9 
1976 49,9 7,6 41,7 
1980 45,6 9,8 42,8 
1983 49,6 7,0 38,4 
Baden-Württemberg 1972 49,8 10,2 38,9 
1976 53,3 9,1 36,6 
1980 48,5 12,0 37,2 
1983 52,6 9,0 31,1 
Bayern 1972 55,1 6,1 37,8 
1976 60,0 6,2 32,8 
1980 57,6 7,8 32,7 
1983 59,5 6,2 28,9 
Saarland 1972 43,4 7,1 47,9 
1976 46,2 6,6 46,1 
1980 42,3 7,8 48,3 
1983 44,8 6,0 43,8 
Quelle: Angaben des Statistischen Bundesamtes. 
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Dem Druck dieser Propagandaoffensive unterlag vor allem die FDP, deren rechter, »wirt-
schaftsliberaler« Flügel um Friderichs und Lambsdorff schon seit Mitte der siebziger Jahre 
mit der Union in wirtschaftspolitischen Fragen mehr übereinstimmte als mit der SPD. Am 1. 
Oktober 1982 ermöglichte die Mehrheit der FDP-Bundestagsfraktion die Wahl Helmut 
Kohls zum Bundeskanzler. Die CDU/CSU hatte sich unter den veränderten gesellschaftli-
chen Verhältnissen zu einer politischen Integrationskraft entwickeln können, die die Wie-
dererlangung von Stabilität zu leisten versprach. 
4.3. Die Wende der FDP 
Die FDP steht traditionell als Juniorpartner jeder Koalitionsregierung vor dem Problem, 
die Notwendigkeit ihrer Existenz durch ein eigenes politisches Profil (»liberales Korrektiv«) 
unter Beweis zu stellen. In dem Maße wie die Konfrontationspolitik der CDU/CSU den Li-
beralen das Image eines Anhängsels der SPD oder gar eines Steigbügelhalters des Sozialismus 
anzuheften drohte, mehrte sich innerhalb der FDP das Bedürfnis nach verstärkter Eigen-
ständigkeit. Daß sie diese in der Wirtschafts- und Sozialpolitik und in der Mitbestimmungs-
frage suchte, war nicht nur durch die sich seit Mitte der siebziger Jahre verschärfende Wirt-
schaftskrise verursacht. Damit konnte sie zugleich auch die Angriffe der Union parieren 
und sich als Sachwalter des Wirtschaftsliberalismus in der Tradition Ludwig Erhards darstel-
len. Die 1977 verabschiedeten und nicht unwesentlich von Graf Lambsdorff beeinflußten 
»Kieler Thesen« zielten auf eine streng marktwirtschaftlich orientierte Krisenlösung und 
wurden weithin als Affront gegen den Koalitionspartner und als Hinwendung zur CDU/ 
CSU interpretiert. Bereits 1975 hatten sich die Liberalen bei der Wahl in Rheinland-Pfalz 
auf eine Koalitionsaussage zugunsten der CDU festgelegt ( die damals allerdings eine absolute 
Mehrheit erreichte), 1977 trat die FDP im Saarland und in Niedersachsen in CDU-geführte 
Landesregierungen ein, 1981 ermöglichte die Berliner FDP die Wahl Richard v. Weizsäckers 
zum Regierenden Bürgermeister, und 1982 schließlich machte die hessische FDP bei den 
Landtagswahlen eine Koalitionsaussage zugunsten der CDU. 
Da sich die FDP gleichzeitig verbal vehement zur Bonner Koalition bekannte, trug diese 
Zick-Zack-Politik eher zur Verunsicherung von Mitgliedern und Wählern bei. Ihre Einbrü-
che bei Landeswahlen (s. Tabelle 10)- die FDP ist gegenwärtig nur noch in vier Landtagen 
vertreten - waren aber auch durch die Erfolge der Grünen/ Alternativen bedingt, mit denen 
sie um den »eher kritischen, mobilen und aufgeschlossenen Wähler« (Verheugen, S. 79) kon-
kurrierte. Wenig aussichtsreich allerdings, da sich die FDP-Bundesminister 1977 /78 weiger-
ten, Parteibeschlüsse in Bezug auf ein Moratorium für die Kernenergie auszuführen. Galt der 
Umweltschutz noch Anfang der siebziger Jahre als ein wichtiges FDP-Anliegen, so verärger-
te die Partei nun eine potentielle Wählerschaft. Unter dem starken Einfluß der 1978 entstan-
denen rechtsgerichteten »Liberalen Gesellschaft« und des 1980 in der Bundestagsfraktion ge-
bildeten wirtschaftsliberalen »Wurbs-Kreises« konzentrierte sich die Partei gerade auch auf 
Druck ihrer besitzbürgerlichen Anhänger nach der Bundestagswahl 1980 auf die Haushalts-
politik und forderte eine radikale »Sanierung der Staatsfinanzen« zu Lasten vor allem sozial 
schwacher Schichten, ( die auch nicht als FDP-Wähler in Betracht kommen). Im August 1981 
veröffentlichte Genscher seinen »Wende-Brief«. Die folgenden Haushaltsberatungen verlie-
fen dann unter heftigen Auseinandersetzungen zwischen FDP und SPD, die, mit Rücksicht 
auf ihre soziale Basis, den neoliberalen Dogmen der Gruppe um Lambsdorff nicht zustim-
men konnte. Dieser hatte am 9. September 1982 ein wirtschaftspolitisches Memorandum 
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Tabelle 10: Wahlergebnisse der FDP in den Ländern (Zweitstimmen i.v.H) 
BTW76 LW 76-802 
Schleswig-Holstein 8,8 5,7 
Hamburg1 10,2 4,8 
Niedersachsen 7,9 4,2 
Bremen 11,8 10,7 
Nordrhein-W esfalen 7,8 4,98 
Hessen 8,5 6,6 
Rheinland-Pfalz 7,6 6,4 
Baden-Württemberg 9,1 8,3 
Bayern 6,2 6,2 
Saarland 6,6 6,9 
Berlin (West) 8,1 
1982 zwei Landeswahlen: 6.6. und 19.12. 
2 Landeswahlen zwischen 1976 und 1980. 
3 Landeswahlen zwischen 1980 und 1983. 
4 Landeswahlen nach 1983. 
Quelle: Angaben des Statistischen Bundesamtes. 
BTW80 LW 80-833 BTW 83 LW 1983-4 
12,7 6,3 2,2 
14,1 4,9/2,6 6,3 
11,3 5,9 6,9 
15,1 6,5 4,6 
10,9 6,4 
10,6 3,1 7,6 
9,8 3,5 7,0 
12,0 9,0 7,2 
7,8 3,5 6,2 
7,8 6,0 
5,6 
»Konzept für eine Politik zur Überwindung der Wachstumsschwäche und zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit« vorgelegt, das der Bundeskanzler als »Scheidungsbrief« auffaßte und 
wohl auch auffassen sollte. Am 17. September kündigte Helmut Schmidt jedenfalls die Koali-
tion auf, und am 1. Oktober 1982 unterstützte die FDP das von der CDU/CSU eingebrachte 
konstruktive Mißtrauensvotum im Bundestag. 
Die Wende der FDP vollzog sich mithin in zwei Schritten: Zwischen den Bundestagswahlen 
197 6 und 1980 eröffnete sie sich die Möglichkeit einer Option zugunsten der Union, um dem 
Negativ-Sog der SPD zu entraten. Nach der Bundestagswahl 1980 sah sie sich um des Überle-
bens willen zu dem - taktisch schlitzohrigen und mit Blick auf ihre eindeutige Wahlaussage 
bei der Bundestagswahl 1980 auch den Tatbestand der Wählertäuschung erfüllenden -
Schritt des Koalitionswechsels veranlaßt, der nach der Logik der Lage der Liberalen jedoch 
auf der Tagesordnung stand. Schließlich war die Existenz der FDP als liberales Korrektiv in 
einem Drei-Parteien-System aufs höchste gefährdet. Die FDP war von den Grünen/ Alterna-
tiven zur »vierten« Partei degradiert worden und drohte schlicht überflüssig zu werden, 
wenn es ihr nicht gelingen würde, auch zum Preis der Abspaltung eines Teils der Linkslibera-
len und auf die Gefahr weiterer Niederlagen bei Landeswahlen hin, sich wieder für den Pro-
zeß der öffentlichen Herrschaft unentbehrlich zu machen. Dies ist ihr zunächst gelungen. 
4.4. Die Grünen/Alternativen 
Stellen die Grünen/Alternativen ihrem Wesen nach auch eine Anti-Massenlegitimationspar-
tei dar, so verdanken sie ihre unmittelbare Entstehung doch nicht dem Bedürfnis, eine partei-
politische Alternative zu den staatstragenden Parteien zu bilden. Vielmehr befand sich die 
Anti-Atom-Bewegung 1977 in einer Sackgasse (ausführlich: Klotzsch/Stöss, S. 1513 ff.): 
40 Schmollinger/Stöss 
Der außerparlamentarische Kampf hatte zu teilweise bürgerkriegsähnlichen Auseinanderset-
zungen (Brokdorf, Grohnde) geführt, bei denen Polizei und Bundesgrenzschutz Sieger blei-
ben mußten und die gerade nicht erhoffte Wirkung hatten, daß innerhalb der etablierten Par-
teien ein Umdenken in Fragen der Wachstums-, Umwelt- und Atompolitik einsetzte. Die 
Initiatoren der frühen grünen Parteibildungen entstammten zumeist alteingesessenen Um-
weltschutzverbänden, den etablierten Parteien oder weithin unbekannten Kleinparteien, die 
den Barrikadenkampf sowieso ablehnten, radikale Elemente isolieren wollten und im Inter-
esse der Sache eher traditionelle Formen politischer Einflußnahme bevorzugten. Engagiert 
waren aber auch Reste der gescheiterten "K-Gruppen« oder maoistischer Parteien, die in der 
Ökologiebewegung eine Massenbasis witterten. Tabelle 11 dokumentiert die Heterogenität 
der »Wahlbewegung«, die mit der Gründung der Bundespartei „Die Grünen« Qanuar 1980) 
nur teilweise beseitigt werden konnte. Erst die Abspaltung des konservativen Flügels nach 
der Bundestagswahl 1980 und die Gründung der - bei Wahlen erfolglosen - Ökologisch-
Demokratischen Partei ( ÖDP) um Herbert Gruhl im Oktober 1981 ermöglichten eine Kon-
solidierung der Bundespartei. 
Ihr rasches Mitgliederwachstum (Tabelle 1) dürfte vor allem deswegen möglich gewesen sein, 
weil die Ökologiebewegung als Rekrutierungsfeld zur Verfügung stand. Diese scheint den 
Zenit ihrer Entwicklung jedoch überschritten zu haben, zumal die Wirtschaftskrise und die 
sich rapide verschlechternde Finanzlage der Gemeinden den Spielraum für ökologieschädli-
che Großprojekte einschränkt. Im Zusammenhang mit den Auseinandersetzungen um den 
»Nato-Doppelbeschluß« entwickelten sich die Grünen/ Alternativen dann auch zu einer der 
Speerspitzen der Friedensbewegung, die mit Sicherheit ein weiteres Rekrutierungsfeld für die 
neuen Parteien darstellt. 
Die Wählerschaft der Grünen/ Alternativen setzt sich zum Teil aus Erstwählern, zum Teil 
aber auch aus ehemaligen Anhängern der sozialliberalen Koalition zusammen, die von deren 
ursprünglicher Reformpathos begeistert, von der Politik des technokratischen Krisenmana-
gements dann aber tief enttäuscht waren. Rein zahlenmäßig ist davon zuallererst die FDP be-
troffen, die bereits 1978 beim Auftreten der Bunten Liste in Hamburg und der GLU in Nie-
dersachsen die Fünfprozenthürde nicht nehmen konnte. 
Die Wahlerfolge der Grünen/ Alternativen lassen sich mit sozialstrukturellen Faktoren nicht 
hinreichend erklären. Ihre Wählerbasis (über die Mitglieder liegen keinerlei Angaben vor) re-
krutiert sich aus allen sozialen Schichten, überproportional vertreten sind die unteren Alters-
gruppen und die Mittelschichten mit mittleren und höheren Bildungsabschlüssen (s.a. Tabel-
le 12). Erfolgreich sind sie vor allem in urbanen Milieus und im regionalen Einzugsbereich 
von hochpolitisierten ökologischen Konflikten. Gemeinsam ist den grün-alternativen Wäh-
lern vor allem eine »post-materialistische« Orientierung ( ein Phänomen, das jedoch weit in 
die Basis der Massenlegitimationsparteien hineinreicht) und das Bedürfnis, mehr Einfluß auf 
die politischen Entscheidungen zu erringen. Dies hat ihnen auch in der sozialwissenschaftli-
chen Theorie den Ruf einer gesellschaftspolitischen »Gegenelite« in der außerparlamentari-
schen »Gegenwelt« (Feist/Liepelt 1983, S. 89 ff.) eingebracht, deren Entstehung zwar durch 
die von der sozialliberalen Koalition betriebenen Bildungsexpansion und durch den ihr zu 
verdankenden Ausbau des Wohlfahrtsstaates gefördert worden sei, die bei den gegenwärtig 
restriktiven Arbeitsmarktbedingungen aber kaum Zukunftschancen besäßen. Diese zu ver-
bessern sei Ziel der, auf den Ausbau des nicht-produktiven Sektors der Wirtschaft gerichte-
ten, Politik der Grünen/ Alternativen (Bürklin, M.G. Schmidt 1984). 
Tatsächlich wird man Existenz und Erfolg der Grünen/ Alternativen in binnenstruktureller 
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Tabelle 11: Wahlergebnisse der Grünen/Alternativen (Zweitstimmen i.v.H.) 
Wahl Partei/Liste ZwSti.v.H. Mandate 
Europawahlen 
1979 Die Grünen 3,2 0 
1984 Die Grünen 8,2 7 
Bundestagswahlen 
1980 Die Grünen 1,5 0 
1983 Die Grünen 5,6 27 
ÖDP 0,0 0 
Landeswahlen 
Schleswig-Holstein 
LW 1979 GLSH 2,4 0 
EW 1979 Die Grünen 2,7 0 
BTW 1983 Die Grünen 1,4 
LW 1983 Die Grünen 3,6 0 
DGL 0,1 0 
EW 1984 Die Grünen 8,2 
ÖDP 0,2 0 
Hamburg 
LW 1978 BLW 3,5 0 
GLU 1,0 0 
EW 1979 Die Grünen 3,5 0 
BTW 1980 Die Grünen 2,3 0 
LW 1982 (1) GAL 7,7 9 
ÖDP 0,2 0 
LW 1982 (2) GAL 6,8 
BTW 1983 Die Grünen 8,2 
EW 1984 Die Grünen 12,7 
ÖDP 0,2 0 
Niedersachsen 
LW 1978 GLU 3,9 0 
EW 1979 Die Grünen 3,6 0 
BTW 1980 Die Grünen 1,6 0 
LW 1982 Die Grünen 6,5 11 
BTW 1983 Die Grünen 5,7 4 
EW 1984 Die Grünen 8,2 
ÖDP 0,3 0 
Bremen 
EW 1979 Die Grünen 4,7 0 
LW 1979 BGL 5,1 4 
AL 1,4 0 
BTW 1980 Die Grünen 2,7 0 
BTW 1983 Die Grünen 9,7 0 
LW 1983 Die Grünen 5,4 4 
BGL 2,4 0 
BAL 1,4 0 
EW 1984 Die Grünen 11,9 
ÖDP 0,2 0 
Nordrhein-Westfalen 
EW 1979 Die Grünen 3,0 0 
LW 1980 Die Grünen 3,0 0 
GPD 0,0 0 
UNU 0,0 0 
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BTW 1980 Die Grünen 1,2 0 
BTW 1983 Die Grünen 5,2 8 
EW 1984 Die Grünen 8,0 
ÖDP 0,2 0 
Hessen 
LW 1978 GLH 1,1 0 
GLU 0,0 0 
GAZ 0,9 0 
EW 1979 Die Grünen 2,8 0 
BTW 1980 Die Grünen 1,8 0 
LW 1982 Die Grünen 8,0 9 
BTW 1983 Die Grünen 6,0 3 
EW 1984 Die Grünen 7,8 
ÖDP 0,2 0 
Rheinland-Pfalz 
EW 1979 Die Grünen 2,4 0 
BTW 1980 Die Grünen 1,4 0 
BTW 1983 Die Grünen 4,5 
LW 1983 Die Grünen 4,5 0 
EW 1984 Die Grünen 6,6 
ÖDP 0,3 0 
Baden-Württemberg 
EW 1979 Die Grünen 4,5 0 
LW 1980 Die Grünen 5,3 6 
BTW 1980 Die Grünen 1,8 0 
BTW 1983 Die Grünen 6,8 5 
LW 1984 Die Grünen 8,0 9 
EW 1984 Die Grünen 10,1 
ÖDP 0,4 0 
Bayern 
LW 1978 AUD/Die Grünen 1,8 0 
EW 1979 Die Grünen 2,9 0 
BTW 1980 Die Grünen 1,3 0 
LW 1982 Die Grünen 4,6 0 
ÖDP 0,4 0 
BTW 1983 Die Grünen 4,7 4 
ÖDP 0,2 0 
EW 1984 Die Grünen 6,8 
ÖDP 0,6 0 
Saarland 
EW 1979 Die Grünen 2,4 0 
LW 1980 Die Grünen 2,9 0 
BTW 1980 Die Grünen 1,1 0 
BTW 1983 Die Grünen 4,8 0 
EW 1984 Die Grünen 6,6 
ÖDP 0,4 0 
Berlin (West) 
LW 1979 AL 3,7 0 
LW 1981 AL 7,2 9 
GLB 0,3 0 
Quelle: Angaben des Statistischen Bundesamtes. 
BTW = Bundestagswahlen 
EW = Europawahlen 
LW = Landeswahlen 
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wie in programmatischer Hinsicht in erster Linie aus der Unfähigkeit der Massenlegitima-
tionsparteien zur flexiblen Reaktion auf neue Problemlagen und geänderte Bedürfnisse der 
Massen erklären müssen. Deren weitere Entwicklung hängt folglich von der Lernfähigkeit 
der etablierten Parteien, insbesondere wohl der SPD ab. 
5. Die Ergebnisse der Bundestagswahlen 1980 und 1983 
Die Zweitstimmenergebnisse der vier letzten Bundestagswahlen sind in Tabelle 8 aufgeführt. 
Die Wahlen 1972 (s. Prokla 26) und 1980 (Anti-Strauß-Wahl) waren stark durch politische 
Rahmenbedingungen bestimmt, die die Unionsparteien benachteiligten, SPD und FDP da-
gegen begünstigten. Daß die Grünen nicht schon 1980 die Fünfprozenthürde überwinden 
konnten, lag aller Wahrscheinlichkeit nach ebenfalls an der Schmidt-Strauß-Polarisierung. 
Da ihre Anhängerschaft überdurchschnittlich qualifiziert, politisch interessiert und mobil 
ist und überdies der SPD politisch nahesteht, dürfte sie zu einem großen Teil Schmidt ge-
wählt haben, um einen Kanzler Strauß zu verhindern (BergerlGibowski/RothlSchulte 1983a, 
S. 50). So konnte die SPD 1980 ihr Ergebnis von 1976 halten, war aber mit knapp 43 % über-
bewertet. Ähnlich wird der hohe Stimmenanteil der FDP (10,6 %) zu beurteilen sein. Bei der 
Bundestagswahl 1983 erübrigte sich für die Angänger der Grünen eine Stimmabgabe nach 
taktischen Gesichtspunkten, und so zog erstmalig seit 1957 wieder eine »vierte« Partei in den 
Bundestag ein. (Damals hatte es die DP allerdings nicht durch die Überwindung der Sperr-
klausel, sondern auf dem Wege des »Huckepackverfahrens« geschafft). Die SPD verschlech-
terte sich auf 38,2 % (Erststimmenanteil 40,4 %), der FDP gelang mit 7 % wider Erwarten 
doch der Einzug in das Bundesparlament, und die CDU/CSU wurde mit 48,8 % (Erststim-
menanteil 52,2 %) deutlich stärkste Partei. Berücksichtigt man, daß 70 % der FDP-Wähler 
vom Stimmel).splitting Gebrauch gemacht und daß davon sechs Zehntel der CDU/CSU und 
nur ein Zehntel der SPD ihre Erststimme gegeben haben (BergerlGibowski/RothlSchulte 
19836, S. 558), dann dürften der FDP auch »Leihstimmen« der CDU zugute gekommen sein. 
Kaltefleiter (S. 3) schätzt das »wirkliche Potential der CDU/CSU« auf etwa 53 %. Mag dies 
auch etwas überzogen sein: Die Unionsparteien hatten 1983 jedenfalls eine realistische Chan-
ce, wie 1957 die absolute Mehrheit zu erreichen. 
Vergleicht man die tatsächlichen Zweitstimmenergebnisse von 1983 nicht ( wegen der beson-
deren Situation) mit denen von 1980 sondern mit den Resultaten von 1976, dann ergeben sich 
keine spektakulären Veränderungen. Detailanalysen außer acht gelassen, kann auf Grundla-
ge der ausgezählten Wahlscheine festgestellt werden, daß sich CDU/CSU und FDP unverän-
dert gehalten haben und daß die SPD verloren hat, was die Grünen hinzugewonnen haben. 
Das Wählerpotential »links von der Mitte« liegt also seit 1969 relativ konstant um 43 % 
(BergerlGibowski/RothlSchulte 19836, S. 576). 
Spektakuläre Veränderungen sieht dagegen Kaltefleiter, der den» Wahltriumph« seiner Partei 
euphorisch in die Nähe des vermeintlichen Wahlwunders der CDU/ CSU von 1953 ( die Uni-
onsparteien verbesserten sich damals von 31,0 % auf 45,2 %; zu den keineswegs verwunderli-
chen Ursachen s. Prokla 25, S. 22 ff.) rückt, und auch FeistlKriegerlUttitz (S. 415) sprechen 
von »ungewöhnlich großen Wählerverschiebungen« seit der Bundestagswahl 1976. Unbe-
stritten ist, daß im Bereich der Wechselwähler, deren Wahlentscheidung von tagespoliti-
schen Einflüssen abhängt, ständig Fluktuation herrscht, und daß gerade diese Gruppe den 
Unionsparteien 1983 die weitaus größere Kompetenz zur Lösung der ökonomischen Fragen 
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zubilligte. Selbst SPD-Anhänger trauten hier besonders häufig der Union mehr Erfolge zu, 
als ihrer eigenen Partei (Berger/Gibowski/Roth/Schulte 19836, S. 572 f.). Um die Frage aller-
dings, ob die SPD-Verluste auch zu Lasten ihrer »Stammwählerschaft« erfolgt sind, ob es also 
der CDU/CSU gelungen ist, in die traditionelle sozialdemokratische Basis einzubrechen, hat 
sich eine Kontroverse zwischen der Forschungsgruppe Wahlen (Berger u.a.) und dem infas-
Institut (Feist u.a.) entfacht. 
Die Tabellen 12 bis 14 präsentieren Umfrageergebnisse der FG Wahlen und zeigen für den 
Zeitraum zwischen 1976 und 1983, daß sich die SPD bei den Gewerkschaftsmitgliedern ins-
gesamt nicht verschlechtert, bei den gewerkschaftlich organisierten Arbeitern sogar leicht 
verbessert hat. Auch bei den gelernten Arbeitern ist ein leichter Anstieg festzustellen. Ein-
brüche sind dagegen bei den ungelernten Arbeitern und bei den gewerkschaftlich nicht ge-
bundenen Beamten/ Angestellten zu konstatieren. Die FGW-Zahlen sprechen also dafür, 
daß sich die SPD bei ihren »Stammwählern« (gewerkschaftlich organisierte Arbeiter) be-
haupten konnte und daß ihre Verluste vor allem im Bereich der Mittelschichten anfielen. Das 
Eis der SPD-Wählerschaft schmilzt, so Berger/Gibowski/Roth/Schulte (1984), zuerst an den 
Rändern. 
Nach den Umfrageergebnissen von infas (Feist/Krieger/Uttitz, Feist/Krieger/Smid) dagegen 
ist die Bundestagswahlabsicht von 1976 auf 1983 bei ungelernten Arbeitern von 51 % auf 53 % 
zwar leicht gestiegen, bei Facharbeitern jedoch von 61 % auf 54 % gesunken. Die angelern-
ten Arbeiter stagnieren bei 59 %. Der Anteil der gewerkschaftlich organisierten Arbei-
ter unter den SPD-Anhängern hat sich nach infas wie folgt entwickelt: 1976 71 %, 1980 68 %, 
1983 62 %. Nun behaupten die FGW-Autoren (Berger/Gibowski/Roth/Schulte 1984), daß 
diese Datenreihen wegen hier nicht zu erörternder Verfahrensmängel die Realität nur ver-
zerrt wiedergeben. Dies klingt plausibel. Es ist jedoch in Rechnung zu stellen, daß Umfra-
gen vor oder nach einer Wahl das Wahlergebnis immer verzerrt abbilden und folglich stets 
mit Vorsicht zu interpretieren sind. Das Datenmaterial von infas signalisiert die bereits er-
kennbare und mit Blick auf den politischen Kontext auch plausible Gefahr, daß die SPD-
Verluste auch den Kern ihrer »Stammwähler« betreffen. Auf die demobilisierenden Folgen 
sozialdemokratischer Krisenprophylaxe wurde bereits hingewiesen, ebenso auf die Span-
nungen zwischen SPD und Gewerkschaften. So ist es keineswegs verwunderlich, daß die 
Kernanhänger der Partei inaktiv geworden sind, nicht zur Wahlurne gehen oder sogar die 
CDU/CSU wählen. 
Im Ergebnis haben auch die letzten beiden Bundestagswahlen die enorme Stabilität und Inte-
grationsfähigkeit des westdeutschen Parteiensystems unter Beweis gestellt. Der Erfolg der 
Grünen/ Alternativen widerspricht diesem Befund nicht, er dokumentiert eher die Flexibili-
tät, mit der das politische System auf Legitimationsdefizite undDesintegrationstendenzen zu 
reagieren in der Lage ist. Auch die ökonomische Krise hat bislang nicht zu einer den Basiskon-
sens bedrohenden Verschärfung der Verteilungskämpfe geführt. Nicht einmal der Koali-
tionswechsel vom Herbst 1982 ist ausschließlich ihr Verdienst. Die Massenarbeitslosigkeit 
schlägt sich ebenfalls nicht in spektakulär veränderten Parteipräferenzen nieder. Nach einer 
Umfrage vom Februar 1983 (Kieselbach, S. 811) bevorzugen 53 % der Arbeitslosen die SPD, 
31,6 % die CDU/CSU, 11,1 % die Grünen und 1,7 % die FDP. Bislang hat also das politische 
System der Bundesrepublik die kapitalistische Krise erfolgreich verarbeitet. Die kapitalis-
musfunktionalen Anpassungsleistungen der Politik waren vor allem deshalb möglich, weil 
das Konsenspotential in der Gesellschaft immer noch enorm groß ist. 
Dies muß nicht notwendigerweise so bleiben. Zwar wird sich die regierende Bürgerkoalition 
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Wahlentscheidung und Beruf, Gewerkschaftsmitgliedschaft und Konfession 
Tabelle 12: Wahlentscheidung und Beruf des Haushaltsvorstands (i. v.H) 
Alle Befragte Arbeiter Angestellte und Beam.te Selbständige 
ungelernt gelernt bis mittlere leitende bis mittlere 
Wahlentscheidung 1976 1980 1983 1976 1980 1983 1976 1980 1983 1976 1980 1983 1976 1980 1983 1976 1980 1983 
CDU/CSU 48 43 51 36 39 45 44 32 43 45 41 56 58 52 56 63 56 61 
FDP 8 12 5 2 6 3 6 11 2 10 15 4 14 10 3 5 13 11 
SPD 43 44 38 62 55 50 49 57 52 44 42 34 28 37 24 32 28 26 
Grüne - 1 6 0 0 3 2 7 1 17 0 2 
n= 1114 968 931 109 87 84 342 257 293 365 342 306 89 80 61 123 99 80 
Tabelle 13: Wahlentscheidung und Gewerkschaftsmitgliedschaft nach Berufgruppen (i.v.H) 
Alle Befragte Arbeiter Angestellte und Beamte 
Mitglieder Nichtmitglieder Mitglieder Nichtmitglieder Mitglieder Nichtmitglieder 
Wahlentscheidung 1976 1980 1983 1976 1980 1983 1976 1980 1983 1976 1980 1983 1976 1980 1983 1976 1980 1983 
CDU/CSU 35 29 36 55 48 56 35 29 34 48 36 51 35 29 41 55 47 61 
FDP 9 10 3 8 13 5 6 8 3 5 11 2 12 14 4 10 13 4 
SPD 56 58 56 36 38 31 58 62 64 47 53 42 52 55 48 34 37 26 
Grüne 3 5 7 0 0 5 2 7 3 9 
n= 392 271 278 700 675 639 204 153 163 241 181 205 161 100 99 282 312 264 
~ ,,.. 
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l Tabelle 14: Wahlentscheidung und Konfession (i.v.H) ;:! 
"' ;:! Alle Befragte Konfession Kirchenbindung .,_ 
:s katholisch nicht-katholisch stark mäßig keine N 
,::;· 
;;- Wahlentscheidung 1976 1980 1983 1976 1980 1983 1976 1980 1983 1976 1980 1983 1976 1980 1983 1976 1980 1983 g, 
CDU/CSU 48 43 51 63 56 65 34 32 40 79 68 72 51 47 56 32 30 40 l;;· 
"" FDP 8 12 5 5 7 5 11 16 5 4 9 5 9 14 5 7 12 4 Cl ä: SPD 43 44 38 31 35 25 54 50 49 17 22 21 39 38 36 60 56 47 
8- Grüne 1 6 2 6 2 7 2 3 2 9 
"' 
" >-.. 
~- n= 1114 968 931 539 445 409 575 476 523 270 210 205 453 258 244 324 447 434 ~ 
0: 
;:! 
Quelle: Berger/Gibowski/Roth/Schulte 19836, S.578, 580. 
Tabelle 8: Bundestagswahlergebnisse 19 72-1983 Zweitstimmen (i. v.H) 
CDU/CSU FDP SPD DKP NPD Die Grünen 
ZwSt.i.v.H. Mand. ZwSt.i.v.H. Mand. ZwSt.i.v.H. Mand. ZwSt.i.v.H. Mand. ZwSt.i.v.H. Mand. ZwSt.i.v.H. Mand. 
1972 44,9 225 8,4 41 45,8 230 0,3 0 0,6 0 
1976 48,6 243 7,9 39 42,6 214 0,3 0 0,3 0 
1980 44,5 226 10,6 53 42,9 218 0,2 0 0,2 0 1,5 0 
1983 48,8 244 7,0 34 38,2 193 0,2 0 0,2 0 5,6 27 
.._ Quelle: Angaben des Statistischen Bundesamtes. 
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:larum bemühen, die Demontage des Sozialstaats bis auf seine Grundfesten zu vermeiden und 
den Verlust von Sozialstaatlichkeit durch die vermehrte Produktion von Gemeinschaftsideo-
logien zu kompensieren. Da aber die Konsensfähigkeit einer Gesellschaft von subjektiv ak-
zeptablen Lebens-, Arbeits- und Verwertungsbedingungen abhängt, wird sich - infolge an-
dauernder Massenarbeitslosigkeit, wachsender Armut, verschärfter Konkurrenzkämpfe und 
rasanter Kapitalvernichtung - die Intensivierung der Verteilungskämpfe ( auch ideologisch) 
nicht verhindern lassen. In dieser Situation sind Sozialdemokratie und Gewerkschaften nach-
gerade gezwungen, die Interessen der Lohnabhängigen konsequent zu vertreten und mithin 
die ökonomisch-sozialen Konflikte auch auf der politischen Ebene auszutragen, oder ihre Ba-
sis bröckelt ab. Absehbar ist also, daß die Parteien verstärkt die Funktion der Interessenreprä-
sentation wahrnehmen und so ihren Charakter als Massenlegitimationsparteien allmählich 
ablegen werden. Selbst wenn im Laufe dieser Entwicklung der Basiskonsens geschwächt 
wird, ist eine Bedrohung des Verfassungskonsenses höchst unwahrscheinlich. 
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